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[ Schriftliche (Zeugen-) Aussagen 
im Summarverfahren 
ohne gerichtliche Anordnung? 

] 
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Es ist davon auszugehen, dass Gerichte, welche 

schriftlich eingereichte (Zeugen-l Aussagen bisher 

akzeptierten, dies auch unter der Schweizerischen 

Zivilprozessordnung weiterhin tun werden. [99] 

Justizkommission des Kantons Zug, 27. Mai 2009, ZGGVP 2009, 295-297 

Rechtsöffnungsverfahren wurden (und werden wohl auch 

weiterhin) im Kanton Zug nach konstanter Praxis aus­

schliesslich im Rahmen eines schriftlichen Verfahrens ent­

schieden. § 157 Abs. 3 ZPO ZG hielt fest, dass zum Zweck 

der Benützung im Prozess schriftlich abgegebene Erldärun­

gen und Bescheinigungen von Personen, die als Zeugen ein­

vernommen werden können, ausseI' Würdigung fallen. Im 

vorliegenden Entscheid gelangte die Justizkommission je­

doch zum Schluss, «dass mit Ausnahme des definitiven 

Rechtsöffnungsverfahrens im summarischen Verfahren, in 

welchem der Zeugenbeweis grundsätzlich ausgeschlossen 

ist, schriftliche Zeugenerklärungen zulässig sind.» 

Kommentar 

Auch unter der Schweizerischen Zivilprozessordnung sind 

rein schriftlich geführte Summarverfahren zulässig. Unklar 

ist jedoch, ob in solchen Verfahren auch weiterhin schrift­

liche Zeugenaussagen ins Recht gelegt werden können, 

ohne dass das Gericht dies vorgängig nach Art. 190 Abs. 2 

ZPO CH angeordnet hätte. 

Nach ihrem Wortlaut scheint die Schweizerische Zi­

vilprozessordnung schriftliche Zeugenaussagen, welche 

ohne gerichtliche Anordnungen von einer Partei selbstän­

dig ins Recht gelegt werden, nicht zuzulassen (Art. 168 

LV.m. Art. 190 Abs. 2 ZPO CH e contrario}. 

In der Literatur wird die Frage uneinheitlich beantwortet: 

Während einige Autoren die Auffassung vertreten, ohne 

gerichtliche Anordnung eingereichte Aussagen seien als 

Beweismittel unbeachtlich (z.B . KARL SPÜH LER/ANNETTE 

DOLGE/MvRIAM GEHRI, Schweizerisches Zivilprozessrecht 

und Grundzüge des internationalen Zivilprozessrechts, 

9. Aufl., Bern 2010, § 46 Rz 267), scheinen andere die Zuläs­

sigkeit solcher Aussagen (vorsichtigerweise kombiniert 

mit einem Eventualantrag auf Einvernahme der betreffen­

den Person als Zeuge) zu befürworten, auch wenn damit 

gegebenenfalls ein gewisser Verlust des Beweiswerts des 

späteren Zeugnisses einhergeht (z.B. ADRIAN STAEHELINI 
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DANIEL STAEHELIN/PASCAL GROLlMUND, Zivilprozessrecht, 

Zürich 2008, § 18 Rz 134). 

Die Einreichung schriftlicher Zeugenaussagen oder Be­

stätigungen von Drittpersonen in Summarverfahren war, 

wie im Kanton Zug, bisher vielerorts Realität und wurde 

von verschiedenen Gerichten akzeptiert. Insbesondere bei 

einseitigen Verfahren (Arrest) und superprovisorischen 

Verfügungen waren durch die Parteien eingereichte schrift­

liche Bestätigungen Dritter oft sogar ausschlaggebend. 

Ohnehin haben findige Anwälte stets Wege gefunden, sol­

che Aussagen in den Prozess einzuführen (z.B . in der Form 

eines E-Mails der betreffenden Person mit dem entspre­

chenden Inhalt). Es ist daher davon auszugehen, dass Ge­

richte, welche schriftliche Zeugenaussagen bisher akzep­

tierten, dies auch weiterhin tun werden. 

Wo hingegen im definitiven Rechtsöffnungsverfahren 

der strikte Urkundenbeweis verlangt wird (bei einem voll­

streckbaren Entscheid, nicht hingegen bei der vollstreckba­

ren öffentlichen Urkunde; vgl. Art.81 Abs.1 vs. Art. 81 

Abs.2 SchKG), vermögen speziell für das Rechtsöffnungs­

verfahren angefertigte schriftliche Aussagen von Drittper­

sonen dem Urkundenerfordernis nicht zu genügen. 

Tina Jäger 

[

Nichteintreten des Bundesgerichts 
auf eine Beschwerde bei 
Fehlen von Angaben 
betreffend Streitwertbezifferu ng 

Art. 42 Abs. 1 und 2, Art. 74 Abs. 1lit. b BGG 

] 
Lautet ein Rechtsbegehren nicht auf Bezahlung einer 

bestimmten Geldsumme, und lässt sich der Streitwert 

nicht ohne weiteres den Feststellungen des angefoch­

tenen Entscheids oder weiteren Angaben aus den Ak­

ten entnehmen, so hat der Beschwerdeführer gemäss 

Art. 42 Abs. 1 und 2 BGG Angaben zu machen, die dem 

Bundesgericht eine einfache Ermittlung des Streit­

werts ermöglichen. Andernfalls ist die Beschwerde 

unzulässig. [100] 

BGer 5A_265/2009 vom 17. November 2009 (publiziert als BGE 13611160) 

Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens bildeten fol­

gende Streitgegenstände: Auf der einen Seite verlangten die 

dienstbarkeitsberechtigten Kläger von der wegrechtsbelas­

teten Beldagten die Bezahlung von CHF 1500.-, die In­

standstellung der ihnen zur Durchfahrt resp. zum Zutritt 

zustehenden Waldwege sowie den zukünftigen regelmässi­

gen Unterhalt der genannten Wege. Auf der anderen Seite 

verlangte die wegrechtsbelastete Beldagte widerldageweise 
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die Löschung der zugunsten der Kläger eingetragenen 
Dienstbarkeiten, die Entnahme der entsprechenden Fahr­
und Fusswege sowie die überbindung der im Zusammen­

hang mit den Dienstbarkeiten stehenden Unterhaltskosten 
auf die Kläger. 

Nachdem das erstinstanzliche Gericht die Klage teil­
weise gutgeheissen und die Widerklage der Beklagten gänz­
lich abgewiesen hatte, hatte das Kantonsgericht des Kantons 

Waadt eine gegen diesen Entscheid gerichtete Berufung der 
Beldagten und Widerldägerin mit Urteil vom 8. Januar 2009 
ebenfalls abgewiesen. 

Gegen diesen kantonsgerichtlichen Entscheid erhob die 

Beklagte und Widerklägerin sowohl Beschwerde in Zivilsa­
chen als auch subsidiäre Verfassungsbeschwerde. Während 
die subsidiäre Verfassungsbeschwerde teilweise gutgeheis­
sen wurde, trat das Bundesgericht auf die Beschwerde in Zi­

vilsachen mit folgender Begründung nicht ein: 
Gemäss Art. 74 Abs. 1 lit. b BGG hat eine vermögens­

rechtliche Streitigkeit für die Zulässigkeit einer Beschwerde 
in Zivilsachen einen Streitwert von mindestens CHF 
30000.- aufzuweisen. In Bestätigung seiner bisherigen 
Rechtsprechung (BGer 5A_62 1/2007 vom 15. August 2008, 

E. 1.2) führte das Bundesgericht in diesem Zusammenhang 
zunächst aus, dass es im Fall eines nicht auf Geldzahlung 
gerichteten Rechtsbegehrens den Streitwert gestützt auf 
Art. 51 Abs. 2 BGG nach freiem Ermessen selber festsetze. 
Dabei sei die beschwerdeführende Person - sollte sich der 
Streitwert nicht ohne weiteres aus den Feststellungen des 

angefochtenen Entscheids oder weiteren Angaben in den 
Akten ergeben - verpflichtet, Angaben zu machen, die eine 
einfache Ermittlung des Streitwerts durch das Bundesge­
richt ermöglichten. 

Dieser Pflicht - so das Bundesgericht weiter - sei die 
Beschwerdeführerin vorliegend nicht nachgekommen. 

Nach seiner konstanten Rechtsprechung (z.B. BGE 113 II 
151 E. 1; BGE 95 II 14 E.l) bemisst sich der Streitwert einer 
Dienstbarkeit nach der Werteinbusse, die diese auf das be­
lastete Grundstück bewirkt, oder nach der Wertsteigerung, 
die sie für das berechtigte Grundstück zur Folge hat, wobei 
jeweils der höhere Wert als Streitwert angenommen wird. 

Vorliegend hatte die Beschwerdeführerin zwar Angaben 
zum Streitwert der Entnahme der Wege sowie über deren 
regelmässigem Unterhalt, nicht aber zu jenem der Lö­
schung der entsprechenden Dienstbarkeiten gemacht. An­
haltspunkte für die Streitwertbemessung ergaben sich ge­
mäss dem Bundesgericht auch nicht aus den Akten. Vor 
diesem Hintergrund konnte das Bundesgericht nicht mit 
Sicherheit davon ausgehen, dass die Streitwertgrenze nach 

Art. 74 Abs. 1 lit. b BGG erreicht sei, weshalb es auf die Be­
schwerde nicht eintrat. 
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Kommentar 

Wie Art. 51 Abs. 2 BGG ausdrücklich statuiert, h4t das Bun­

desgericht bei nicht auf Geldzahlung lautenden Begehren 

der Streitwert nach seinem eigenen Ermessen festzuset­

zen. Dabei steht ihm ein sehr grosser Ermessensspielraum 

zu. Es ist weder an die Parteivorbringen, die Feststellungen 

der Vorinstanz noch an diejenigen anderer Behörden ge­

bunden (vgl. insbesondere BGer 4A_88/2007 vom 26. Juni 

2007). 

Wie der vorliegende Entscheid veranschaulicht, entbin­

det das dem Bundesgericht gemäss Art. 51 Abs. 2 BGG zu­

stehende Ermessen betreffend die Streitwertbezifferung 

die Parteien jedoch zu Recht nicht davon, die als Eintretens­

voraussetzung für die Beschwerde in Zivilsachen geltende 

Streitwertgrenze von CHF 30000.- gemäss Art. 74 Abs. 1 

lit. b BGG darzulegen. 

Es ist daher zu empfehle'n, dem Bundesgericht auch bei 

Beschwerden betreffend nicht auf Geldzahlung lautende 

Rechtsbegehren, soweit möglich und sinnvoll, im Hinblick 

zumindest auf die Erreichung der Streitwertgrenze von 

CHF 30000.- Schätzungen zur Streitwertberechnung vor­

zulegen und diese beispielsweise mit Expertisen oder an­

deren tauglichen Mitteln zu untermauern. 

Dies gilt auch unter der Schweizerischen Zivilprozess­

ordnung: Zwar sind die Parteien gemäss Art. 91 Abs.2 ZPO 

bereits im kantonalen Verfahren verpflichtet, detaillierte 

Angaben zur Streitwertbemessung ins Recht zu legen, um 

der Vorinstanz die Festlegung der Streitwertgrenze zu er­

möglichen. Das Bundesgericht ist indessen wie erwähnt 

weder an die Bezifferung durch Vorinstanz noch an die­

jenige durch die Parteien im vorinstanzlichen Verfahren 

gebunden. Es ist deshalb unerlässlich, gegenüber dem 

Bundesgericht darzulegen, dass die Eintretensvoraus­

setzung mit dem Erreichen des Minimalstreitwerts von 

CHF 30 000.- nach Art. 74 Abs. 1 lit. b BGG gegeben ist. 

Patricia Roberty 


